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besserung der Parteiarbeit in den ländlichen Grund­
organisationen. Eine der Hauptaufgaben in diesem Be­
schluß ist die Bildung von Grundorganisationen in den 
LPG. Die Kontrolle der Durchführung dieses Beschlusses 
zeigte, daß eine Reihe von Kreisleitungen nur zögernd 
an die Durchführung herangingen, wie z. B. Putbus und 
Bergen. Mit Hilfe von Instrukteuren der Bezirksleitung 
wurden in einigen Kreisen genaue Maßnahmen zur Bil­
dung von Grundorganisationen und Kandidatengruppen 
festgelegt, so daß der Anteil der Grundorganisationen 
und Kandidatengruppen in den LPG von 40 auf 52,1 Pro­
zent stieg.

Aber das allein genügte noch nicht. Die Bezirksleitung 
ging deshalb bereits in der Vorbereitung der Volkswahl 
dazu über, Brigaden in ländliche Schwerpunkte zu ent­
senden, um dort an Ort und Stelle die Lage zu verändern 
und die dabei gesammelten Erfahrungen den Kreis­
leitungen zu übermitteln. So wurde in S e m 1 o w, Kreis 
Ribnitz-Damgarten, erreicht, daß der örtliche Landwirt­
schaftsbetrieb unter Teilnahme einiger werktätiger Einzel­
bauern in eine LPG umgebildet und eine Kandidaten­
gruppe organisiert wurde. Durch Delegierung von Partei­
arbeitern wird in den nächsten Wochen eine Grund­
organisation gebildet.

Bei der Umwandlung von ÖLB in LPG sofort Partei- 
Organisationen bilden

Das Büro der Bezirksleitung Rostode nimmt Kurs 
darauf, bis zur Frühjahrsbestellung 1955 alle örtlichen 
Landwirtschaftsbetriebe in LPG umzuwandeln. Das ist 
eine große Aufgabe und erfordert von der Partei die 
Anspannung aller Kräfte. In den ÖLB bestehen oftmals 
keine Grundorganisationen der Partei. Deshalb müssen 
sich die Kreisleitungen darauf konzentrieren, sie schnell­
stens zu bilden und nicht in den gleichen Fehler wie bei 
den LPG zu verfallen, daß Grundorganisationen erst ge­
bildet werden, wenn schwere Fehler gemacht worden 
sind. Die Grundorganisationen müssen schon bei der Um­
wandlung der ÖLB in LPG wirken. Es gibt in einer ganzen 
Reihe von ÖLB Elemente, wie ehemalige Großbauern 
und ihre Angehörigen, ehemalige Gutsinspektoren usw., 
die sich gegen die Umwandlung der ÖLB in LPG stemmen. 
Diese Elemente nehmen in einer ganzen Redhe von ÖLB 
führende Positionen ein und besitzen einen gewissen 
Einfluß auf die Landarbeiter. Wie wollen jedoch die 
Leitungen den Einfluß der Partei in diesen ÖLB festigen 
und die feindlichen Absichten solcher Leute durchkreuzen, 
wenn die Partei gerade dort nicht organisiert ist?

Unsere Kreisleitungen haben daraus die Lehren ge­
zogen. In den letzten 14 Tagen wurden 18 ÖLB in LPG 
umgewandelt und dm größten Teil dieser neuen LPG so­
fort Grundorganisationen gebildet, bzw. es werden nach 
Bestätigung der Aufnahmeanträge Kandidatengruppen 
geschaffen.

Will eine Kreisleitung ihre politische Führung auf 
dem Lande verbessern, so kann sie das nur, wenn sie 
dafür sorgt, daß dn allen LPG Grundorganisationen oder 
Kandidatengruppen bestehen, denn die gute politische 
Arbeit der Parteiorganisationen in den LPG ist die wich­
tigste Voraussetzung für die schnelle und rasche Ent­
wicklung und Festigung der LPG.

Zum Studium des
Das 21. Plenum des Zentralkomitees überprüfte die 

Durchführung der Beschlüsse seit dem IV. Parteitag und 
stellte fest, daß die Partei auf den bei den Volkswahlen 
am 17. Oktober errungenen politischen Erfolgen nicht 
ausruhen darf. Das Plenum stellte den Parteiorgani­
sationen die Aufgabe, die gesamte Arbeit zu überprüfen 
und Maßnahmen festzulegen, um künftig besser und er­
folgreicher zu arbeiten. Das trifft besonders für die Arbeit 
auf wirtschaftlichem Gebiet zu.

Trotz großer Erfolge gibt es jedoch bei der Verwirk­
lichung der vom IV. Parteitag beschlossenen ökonomi­
schen Politik noch eine Reihe Mängel, die überwunden 
werden müssen. Unsere Deutsche Demokratische Republik 
ist die Basis des Kampfes um die nationale Wiedervereini­
gung Deutschlands auf demokratischer und friedlicher 
Grundlage, sie ist die Basis des konsequenten Kampfes 
gegen die Ratifizierung der Pariser Verträge und die 
damit verbundene Remilitarisierung Westdeutschlands. 
Diese Basis gilt es ständig, sowohl politisch als auch 
ökonomisch, zu festigen, zu einem Anziehungspunkt für 
die westdeutschen Arbeiter und alle Werktätigen zu 
machen.

Die Deutsche Demokratische Republik ökonomisch 
festigen heißt, in erster Linie unseren Volkswirtschafts­
plan in allen seinen Teilen zu erfüllen, den Produktions­
plan wie den Finanzplan. Schwächen gibt es aber bei uns 
zum Beispiel in der Erfüllung des Plans für die erweiterte 
Produktion von Massenbedarfsartikeln und des Finanz­
plans. Die vom IV. Parteitag erneut gestellten Aufgaben, 
wie Steigerung der Arbeitsproduktivität, Senkung der 
Selbstkosten, Durchsetzung eines strengen Sparsamkeits­
regimes, Anwendung des Prinzips der wirtschaftlichen 
Rechnungsführung, werden nicht mit der notwendigen 
Konsequenz erfüllt.

Wie das 21. Plenum des Zentralkomitees feststellte, 
sind viele Mängel in der Durchführung unserer ökonomi­
schen Politik nicht zuletzt darauf zurückzuführen, daß 
die entscheidenden Kader der Partei, im Staats- und 
Wirtschaftsapparat ungenügende Kenntnisse in der poli­
tischen Ökonomie besitzen. Darum ist vor allem die Er­
höhung des wissenschaftlichen Niveaus der leitenden 
Kader notwendig. Diese müssen eingehend die ökono­
mischen Gesetze, vor allem ihr Wirken in der Übergangs­
periode vom Kapitalismus zum Sozialismus, studieren. 
Dabei wird ihnen das sowjetische Lehrbuch „Politische 
Ökonomie“ eine große Hilfe sein.

Die ökonomischen Gesetze sind objektive Gesetze, 
d. h. sie wirken unabhängig vom Willen der Menschen. 
Das bedeutet jedoch nicht, daß die Menschen ihnen macht­
los gegenüberstehen, sondern sie können diese Gesetze er­
forschen und zum Wohle der Entwicklung der Gesellschaft 
ausnutzen. Es sind die Menschen, die Millionen Werktäti­
gen, die den ökonomischen Gesetzen zum vollen Durch­
bruch-verhelfen. Unsere ökonomische Politik beruht auf 
der Kenntnis der objektiven ökonomischen Gesetze, sie ist 
ihre Ausnutzung für die Entwicklung unserer Volkswirt­
schaft, für den Aufbau der Grundlagen des Sozialismus 
in der Deutschen Demokratischen Republik. Jedes sorg­
lose Verhalten gegenüber der Verwirklichung unserer
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